
 
Kleine Anfrage 
Dr. h.c. Jörg-Uwe Hahn (Freie Demokraten), Oliver Stirböck (Freie Demokraten) 
und Stefan Müller (Heidenrod) (Freie Demokraten) vom 05.05.2022 
Umsetzung des Online-Zugangsgesetzes (OZG) und OZG 2.0 – Teil I  
und  
Antwort  
Ministerin für Digitale Strategie und Entwicklung 
 
 
 
Vorbemerkung Fragesteller: 
Das Onlinezugangsgesetz wurde am 14.08.2017 erlassen und sieht in § 1 OZG vor, dass bis spätestens Ende 
2022 die Verwaltungsleistungen des Bundes, der Länder und der Kommunen auch elektronisch über Verwal-
tungsportale anzubieten und diese miteinander zu einem Portalverbund zu verknüpfen sind. Durch das EfA-
Prinzig (Einer für Alle) sollen u.a. bundesweit Standardverfahren entwickelt werden, die über die FITKO den 
einzelnen Kommunen angeboten werden. Das Land Hessen versucht mittels Digitalisierungsfabriken ebenfalls 
Standardverfahren zu entwickeln, wobei die Federführung bei der Entwicklung die Ekom21 hat. Mit den bis-
herigen Lösungsansätzen scheint jedoch das Ziel des OZG nicht erreichbar zu sein, deswegen plant die Bun-
desregierung in den nächsten Monaten durch das OZG 2.0 die Problematik zu entschärfen. Daraus ergeben 
sich zahlreiche Fragen: 
 
Vorbemerkung Ministerin für Digitale Strategie und Entwicklung: 
Das Gesetz zur Verbesserung des Onlinezugangs zu Verwaltungsleistungen, auch Onlinezugangs-
gesetz (OZG) genannt, verpflichtet Bund, Länder und Kommunen bis Ende 2022 ihre Verwal-
tungsleistungen über Verwaltungsportale auch elektronisch anzubieten. Bund und Länder werden 
außerdem ihre Verwaltungsportale miteinander zu einem Portalverbund verknüpfen. Dieser stellt 
die technische Plattform zur Verfügung, auf der sich Bürgerinnen, Bürger, Unternehmen und 
sonstige Organisationen bundesweit über jede Verwaltungsleistung elektronisch informieren kön-
nen. Außerdem sind dort die jeweiligen (Antrags-)Formulare zugänglich, unabhängig davon, auf 
welchem Verwaltungsportal in Deutschland sie ihre Suche beginnen und welche Behörde letztlich 
für das Anliegen zuständig ist. 
 
Bund und Länder haben sich für die Umsetzung des OZG zu einem arbeitsteiligen Vorgehen 
entschieden und dies im IT-Planungsrat beschlossen (Föderales Digitalisierungsprogramm). Ziel 
ist es, die vorhandenen Ressourcen effektiv und effizient einzusetzen. Nach dem Prinzip „Einer 
für Alle“ (EfA) wird die Bearbeitung von festgelegten Themenfeldern auf einzelne Länder ver-
teilt, sodass nicht alle 16 Länder sämtliche OZG-Leistungen eigenständig parallel erarbeiten. Da-
bei wird ein Online-Antragsverfahren durch ein Land federführend entwickelt und an zentraler 
Stelle für weitere Länder zur Nachnutzung betrieben. Durch die Zusammenarbeit vieler Länder 
und Kommunen sollen die nach dem EfA-Prinzip entwickelten und implementierten Online- 
Antragsverfahren eine flächendeckend digitale Verwaltungslandschaft schaffen. 
 
Mit dem hessischen OZG-Umsetzungsprojekt werden sowohl eigene umzusetzende Landes- als 
auch kommunale Leistungen koordiniert. Dabei ist festzuhalten, dass in Hessen der Großteil der 
für die Bürgerinnen und Bürger besonders relevanten Verwaltungsleistungen in der Zuständigkeit 
der Kommunen liegt, sodass die Umsetzung des OZG nach fortdauernder Auffassung der Lan-
desregierung nur gelingen kann, wenn alle Ebenen der Verwaltung zusammenarbeiten.  
 
Diese Vorbemerkungen vorangestellt beantworte ich die Kleine Anfrage im Einvernehmen mit 
dem Minister des Innern und für Sport wie folgt:  
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Frage 1. Wird das OZG in der Hessischen Landesverwaltung und den hessischen Kommunen wie im 
§ 1 OZG gefordert bis zum 31.12.2022 umgesetzt? 

 
Das „Gesetz zur Verbesserung des Onlinezugangs zu Verwaltungsleistungen“, auch Onlinezu-
gangsgesetz (OZG) genannt, verpflichtet Bund, Länder und Kommunen bis Ende 2022 ihre Ver-
waltungsleistungen über Verwaltungsportale auch elektronisch anzubieten. Alle über die hessi-
schen Dienstleister eigenständig umzusetzenden Leistungen wurden bis Ende des ersten Quartals 
2022 für die Bereiche Land (Ressorts), Regierungspräsidien und Kommunal beauftragt mit Ziel 
der Fertigstellung im dritten Quartal 2022. Die Umsetzung von Leistungen, die bundesweit im 
Digitalisierungsprogramm Föderal umgesetzt werden, liegt nicht in hessischer Verantwortung. 
 
 
Frage 2. Wie viele der 897 Verwaltungsleistungen sind schon digitalisiert und werden vom Bund, dem Land 

Hessen oder den hessischen Kommunen schon angeboten? 
 
Im hessischen OZG-Umsetzungsprojekt werden ausschließlich Verwaltungsleistungen digitali-
siert, die in der Landesverwaltung oder den hessischen Kommunen erbracht werden. Die Gesamt-
zahl der im Rahmen der hessischen OZG-Umsetzung bis zum 31.12.2022 umzusetzenden Ver-
waltungsleistungen liegt bei 740 (Stand KW 18). Eine Änderung der Gesamtzahl ist z.B. durch 
Depriorisierung von Leistungen, u.a. aufgrund von rechtlichen oder faktischen Gründen, mög-
lich. Insgesamt sind in Hessen 349 von 740 Leistungen umgesetzt. Im Bereich OZG Land sind 
insgesamt 210 Leistungen in Betrieb genommen worden. Im Bereich OZG Kommunal stehen 139 
Leistungen zur Nachnutzung durch die Kommunen online bereit. 
 
 
Frage 3. Wieviel digitalisierte Verwaltungsverfahren werden von der FITKO derzeit angeboten und wieviel 

von diesen Verfahren werden vom Land Hessen und den hessischen Kommunen angewendet? 
 
Die Föderale IT-Kooperation, kurz FITKO, ist die zentrale Koordinierungs- und Vernetzungs-
stelle für Digitalisierungsvorhaben der öffentlichen Verwaltung in Deutschland. Auf der Webseite 
der FITKO werden im sogenannten FIT-Store betriebsbereit digitalisierte Verwaltungsleistungen 
von Hessen und anderen Ländern zur Nach-/Mitnutzung angeboten. Im FIT-Store wurden zum 
Stand 12.05.2022 vier Verwaltungsleistungen angeboten:  
• Aufenthaltstitel und Aufenthaltskarten und aufenthaltsrelevante Bescheinigungen (Branden-

burg), 
• Ausfuhr von Kulturgütern (Hessen), 
• Digitaler Bauantrag (Mecklenburg-Vorpommern), 
• Digitaler Führerschein (Hessen), 
 
Die EfA-Leistungen (EfA = Einer für Alle) aus Hessen, „Ausfuhr von Kulturgütern“ und  
„Digitaler Führerschein“ stehen den hessischen Kommunen bereits zur Verfügung. Die Nachnut-
zung der Leistung „Aufenthaltstitel und Aufenthaltskarten und aufenthaltsrelevante Bescheinigun-
gen“ befindet sich zurzeit in Prüfung. Die Leistung „Digitaler Bauantrag“ wird in Hessen nicht 
nachgenutzt, da sich hier bereits ein eigener Onlineantrag in der Entwicklung befindet, der allen 
Kommunen zur Verfügung gestellt werden wird. 
 
 
Frage 4.  Gibt es Erkenntnisse, dass sich das EfA-Prinzip und die Leistungen der hessischen Digitalisierungs-

fabriken ergänzen oder gar widersprechen? 
 
Hessen setzt in der OZG-Umsetzung auf einen Mix von EfA-Nachnutzung und Eigenerstellung. 
Die Nachnutzung von Leistungen nach dem EfA-Prinzip steht dabei in keinem Widerspruch zur 
Eigenerstellung unter Mitwirkung und Nutzung von Digitalisierungsfabriken. Die hessische Um-
setzungsplanung wurde unter Einbeziehung der Ressorts aufgrund der zur Verfügung stehenden 
EfA-Angebote bzw. deren Planung ergänzt und angepasst. Wo eine Nachnutzung fachlich, orga-
nisatorisch und wirtschaftlich geeignet ist, wird dieser Lösung der Vorrang gegeben. Bestehen 
bereits Eigenentwicklungen durch die Arbeit in Digitalisierungsfabriken, bleibt es bei der Nutzung 
dieser Eigenlösung. Davon losgelöst findet mit den zuständigen Themenfeldern auch ein Aus-
tausch von sog. FIM-Artefakten (Förderales Informationsmanagement) als Vorstufe des Online-
dienstes statt. 
 
 
Frage 5. Teilt die Hessische Landesregierung die Auffassung, dass die standardisierten Verfahren nur mit 

erheblichen Kosten bei den Kommunen einsetzen lassen? 
 
Die Landesregierung hat frühzeitig umfangreiche finanzielle, organisatorische und technische  
Unterstützungsangebote mit den Kommunalen Spitzenverbänden vereinbart. Zentral ist hierbei 
die Umsetzung der Digitalisierung kommunaler Leistungen in sogenannten „Digitalisierungs- 
fabriken“ mithilfe des hessischen IT-Dienstleisters ekom21 auf Grundlage der Umsetzungsver-
einbarung „OZG Hessen Kommunal“ zwischen dem Land Hessen und den Kommunalen Spitzen-
verbänden vom 27.09.2019. In den Digitalisierungsfabriken werden gemeinsam mit kommunalen 
Expertinnen und Experten aus den jeweiligen Fachbereichen Standardlösungen gebaut und den 
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hessischen Kommunen kostenlos zur Nachnutzung sowie ggf. zur individuellen Anpassung zur 
Verfügung gestellt. Die hierfür verwendete Digitalisierungsplattform civento sowie weitere be- 
nötigte technische Komponenten werden ebenfalls kostenlos vom Land bereitgestellt.  
 
Für die Koordination und als zentraler Ansprechpartner für die Kommunen wurde eine gemein-
same Koordinierungsstelle „OZG Kommunal“ gebildet. Darüber hinaus finanziert das Land eine 
Digitalisierungsberatung sowie die Erarbeitung von Blaupausen in sogenannten  
OZG-Modellkommunen. Die OZG-Modellkommunen erhalten für ihre Entwicklungsaufwände 
eine Förderung entsprechend dem Konzept Fördermöglichkeiten OZG-Modellkommunen zur 
Umsetzung OZG Kommunal (Umsetzungsvereinbarung vom 27.09.2019) vom 25.06.2020 
(StAnz, S. 790).  
 
 
Frage 6. Werden etwaige Kosten, die bei der Umsetzung anfallen, den Kommunen ersetzt?  
 
Wie in der Antwort zu Frage 5 dargestellt, werden die Kommunen im Rahmen der Umsetzungs-
vereinbarung „OZG Hessen Kommunal“ in verschiedenen Bereichen unterstützt. Eine Kostener-
stattung für eigenständige Entwicklungen von Online-Formularen durch die Kommunen sieht die 
Umsetzungsvereinbarung nicht vor. 
 
 
Frage 7. Teilt die Landesregierung, unter Berücksichtigung der Tatsache, dass die Verordnung 

(EU)2018/1724 des europäischen Parlaments und des Rates vom 02.10.2018 in Artikel 24 eine 
vollständige Bearbeitung des Verwaltungsverfahrens (vom Zugang bis zum Abschluss) fordert, die 
in den Verwaltungswissenschaften die zunehmend vertretene Auffassung, dass eine reine Frontend-
Lösung, wie sie das derzeitige OZG vorsieht, die Verwaltung eher belastet als entlastet? 

 
Verwaltungswissenschaftliche Erkenntnisse, dass reine Frontend-Lösungen die Verwaltung eher 
belasten als entlasten, sind der Landesregierung nicht bekannt. Diese Einschätzung würde auch 
nicht geteilt. Das OZG fordert die Möglichkeit der digitalen Antragstellung (inkl. Zustellung des 
Bescheids auf elektronischem Wege), die Verknüpfung der Verwaltungsportale von Bund und 
Ländern zu einem Portalverbund sowie die Authentifizierung mittels Nutzerkonten. Dies ist ein 
erster und wichtiger Schritt zur Nutzerzentrierung und Nutzerfreundlichkeit. Die OZG-
Umsetzung hat gezeigt, dass eine folgerichtige Backend-Digitalisierung (elektronische Sachbe- 
arbeitung) oftmals aufgrund eines vergleichsweise geringen Mehraufwands bereits parallel zur 
Antragsentwicklung mitentwickelt wird.  
 
Erlaubt sei der Hinweis, dass auch die Single Digital Gateway-Verordnung (SDG-Verordnung) 
lediglich von einer Volldigitalisierung des Antragsverfahrens (Frontend) ausgeht, die Volldigita-
lisierung des Backends ist nicht Bestandteil dieser Verordnung (siehe Randnummer 24). 
 
 
Wiesbaden, 14. Juli 2022 

Prof. Dr. Kristina Sinemus 
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